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Unterstützt den Aufruf zur
Aufhebung des Verbotsurteils!

Zwischen dem 50. und dem bevorstehenden 55. Jahrestag der Verkündung des
KPD-Verbotsurteils am 17. August haben antikommunistisch geprägte Bundestags-
mehrheiten – wie schon in vorhergehenden Wahlperioden – zweimal Forderungen
der IROKK, der DKP und der Bundestagsfraktion der Partei „Die Linke“ nach Aufhe-
bung des KPD-Verbotsurteils und Rehabilitierung der politisch Verfolgten in der al-
ten Bundesrepublik abgelehnt.

Damit soll nach deren Willen unser Land auch weiterhin mit der Schande des
KPD-Verbotsurteils behaftet bleiben.

Das geschieht u. a., wie es in der Begründung der Ablehnung heißt: „... weil keine
Veranlassung bestand, gesetzgeberisch tätig zu werden.“

In den vorhergehenden Jahren wurden Ablehnungen stets mit der Phrase begrün-
det, die Verbote der KPD und anderer demokratischer Organisationen und Zusam-
menschlüsse und die damit verbundenen Verurteilungen seien „rechtsstaatlich“ er-
folgt und nach dem Gewaltenteilungsprinzip könne der Bundestag keine Aufhebung
von Gerichtsurteilen veranlassen. Wir verwiesen auf die Position des ehemaligen
Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts und Altbundespräsidenten Roman Her-
zog, mit Artikel III GG sei das Recht des Gesetzgebers festgeschrieben, jede beliebige
Sache zur demokratischen Entscheidung an sich zu ziehen und gesetzlich zu regeln.
Roman Herzog wörtlich: „In Wirklichkeit resultiert ... das eigentliche Gewicht des
Bundestages weder aus seinem Recht zur Kanzlerwahl bzw. zum Kanzlersturz – noch
aus seinen Debatten – oder Interpretationsrechten, sondern aus seinem vom GG und
zwar auch von Artikel 20 vorausgesetztem Recht, jede beliebige Frage gesetzlich zu
regeln.“

Doch diese verfassungsrechtliche Möglichkeit, das KPD-Verbotsurteil aus der Welt zu
schaffen und uns politisch Verfolgte zu rehabilitieren und zu entschädigen, interes-
sierte die bisherigen Bundestagsmehrheiten nicht.

Stattdessen heißt es in der Ablehnung vom 24. 7. 2010 u. a.: „Das Bundesverwal-
tungsgericht hat die FDJ West und das Bundesverfassungsgericht die KPD verboten.
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, die Bundesregierung aufzufordern, die
ausgesprochenen Verbote neu zu bewerten. Er verweist in diesem Zusammenhang
auf einen Bericht des Bundesamtes für Verfassungsschutz zum Thema Linksextremis-
tische Kampagne zur Aufhebung des ‚KPD-Verbots’, der dem Endbescheid beigefügt
wird.“

Dieser VS-Bericht bezieht sich auf die DKP-Veranstaltung zum 50. Jahrestag des
KPD-Verbots am 19. August 2006 in Berlin-Karlshorst. In diesem VS-Bericht ist u. a.
von den „vermeintlichen“ Opfern des Kalten Krieges die Rede, und am Schluss heißt
es: „Mit der Kampagne zur Aufhebung des KPD-Verbotsurteils sollen die KPD-Funk-
tionäre der 50er Jahre zu politisch Verfolgten stilisiert werden; nicht zuletzt um das
sozialistische Regime der DDR mit der Bundesrepublik auf eine Stufe zu stellen.“

Aus meiner Sicht ist der Rückgriff der Bundestagsmehrheit auf einen VS-Bericht ein
Ausdruck sich entwickelnder Schwäche. Darum stoßen wir nach und geben keine
Ruhe. Auf dem Fest der Solidarität von UZ und DKP beginnen wir mit einer Unter-
schriftensammlung unter nebenstehender Forderung an den 18. Deutschen Bundes-
tag.

Wir hoffen auf massive Unterstützung und streben mindestens 20 000 Unterschriften
an.

Karl Stiffel

Sprecher der IROKK

KPD-Verbotsurteil von 1956 aufheben
An den 18. Deutschen Bundestag

Am 17. August 1956 hat das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe die Kommunistische Partei Deutschlands verboten.
Dem ging ein Antrag der Bundesregierung voraus, der bereits Ende des Jahres 1951 gestellt worden war. Bereits zwei Jahre
nach Gründung der Bundesrepublik – in deren 1. Bundestag auch Abgeordnete der KPD vertreten waren – hielt es die Ade-
nauer-Regierung offenbar für notwendig, die angebliche Verfassungswidrigkeit der KPD feststellen zu lassen, und das we-
nige Jahre nach der Niederlage des Faschismus, gegen den die KommunistInnen im Widerstand die größten Opfer gebracht
hatten. Das Gericht folgte dem Antrag der Bundesregierung, löste zugleich die KPD auf und verbot die Schaffung von Er-
satzorganisationen. In der Folgezeit setzte eine rigorose Verfolgung von Mitgliedern der Partei und anderer oppositioneller
linker Kräfte – Sozialdemokraten, Gewerkschafter, Liberale, Christen und Parteilose – ein, die wegen ihres Engagements
und ihrer politischen Überzeugung kriminalisiert wurden.

Der Tenor des Urteils entsprach dem Zeitgeist des Kalten Krieges und der Tatsache, dass das Feindbild des Antikommunis-
mus nahtlos aus der Zeit des Faschismus übernommen wurde. Hinzu kam der Einfluss der USAauf die junge Bundesrepub-
lik, als die Kommunistenverfolgung in der McCarthy-Ära ihrem Höhepunkt zustrebte.

Namhafte Persönlichkeiten wandten sich bereits kurze Zeit nach Verkündung des Urteils gegen das ausgesprochene Ver-
bot. Dies nicht nur, weil bereits 1933 schon einmal die Partei verboten war, sondern weil erwartet werden konnte, dass der
junge Staat Bundesrepublik, der sich in seinem Grundgesetz uneingeschränkt zur Demokratie bekannte, auch die Existenz
einer Kommunistischen Partei nicht nur toleriert, sondern sie an dem demokratischen Meinungsbildungsprozess teilhaben
lässt. Auch wenn seit dem Jahre 1968 die Deutsche Kommunistische Partei existiert, ändert dies nichts an dem zwingenden
Gebot, das unsägliche Urteil aus dem Jahr 1956 aufzuheben.

Wir fordern deshalb die Aufhebung des KPD-Verbots und unterstützen jegliche demokratischen Aktivitäten zur Errei-
chung dieses Ziels.
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